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Ergebnisse der November-Steuerschätzung 2019  
 

Vom 28. bis 30.10.2019 tagte der Arbeitskreis „Steuerschätzungen“, der auf Einladung der Finanz-

ministerin des Landes Baden-Württemberg in Stuttgart stattfand.  

 

In diesem Jahr werden sich die Steuereinnahmen voraussichtlich auf ca. 796 Mrd. Euro belaufen. 

Davon entfallen auf die gemeindliche Ebene 113,7 Mrd. Euro. Im Vergleich zur Mai-

Steuerschätzung 2019 (vergleiche KNSA-Beitrag Nr. 183/2019 vom 28.05.2019) fällt das Ergebnis 

für den Zeitraum bis 2023 insgesamt um rund 7 Mrd. Euro nochmals leicht geringer aus. Die Ge-

meinden müssen in diesen Zeitraum mit geringeren Mehreinnahmen in Höhe von ca. 3 Mrd. Euro 

kalkulieren. Dabei verläuft die Entwicklung bei den Ländern und den Kommunen laut Pressemittei-

lung des Bundesministeriums der Finanzen etwas besser als beim Bund. Insgesamt hat der Arbeits-

kreis seine Aufkommenserwartungen gegenüber der Mai-Steuerschätzung leicht nach unten korri-

giert.  

 

 

 
   (Quelle: BMF, Pressemitteilung Nr. 11 vom 30.10.2019, Anlage 2) 

 

Nach den Ergebnissen des AK Steuerschätzungen werden sich die Steuereinnahmen in diesem Jahr 

voraussichtlich auf insgesamt 796,4 Mrd. Euro belaufen (+2,6 %), 2020 wird mit einer Steigerung in 

Höhe von 2,5 Prozent auf 816,4 Mrd. Euro gerechnet. Im Vergleich zur diesjährigen Frühjahrs-

Steuerschätzung fällt das Steuerwachstum nochmals leicht geringer aus. Für den Zeitraum von 2019 

bis 2023 fallen die erwarteten Mehreinnahmen von Bund, Länder und Kommunen um insgesamt 7,1 

Mrd. Euro geringer aus. Die öffentliche Hand kann für dieses Jahr jedoch noch mit um 2,6 Mrd. Euro 

höheren Einnahmen rechnen (dass davon 4,0 Mrd. € auf den Bund zurückgehen, ist auch auf geringer 

ausfallende EU-Zahlen [-2,3 Mrd. €] zurückzuführen). 
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Die Ergebnisse der Steuerschätzung zeigen einerseits eine weniger dynamische gesamtwirtschaftli-

che Entwicklung (auf Verlangsamung des weltwirtschaftlichen Wachstums zurückzuführen) und 

andererseits eine nach wie vor günstige binnenwirtschaftliche Entwicklung in Deutschland. Der 

Steuerschätzung wurden die gesamtwirtschaftlichen Eckwerte der Herbstprojektion 2019 der Bun-

desregierung zugrunde gelegt. Die Bundesregierung erwartet hiernach für dieses Jahr einen Anstieg 

des Bruttoinlandsprodukts um real +0,5 Prozent und für das Jahr 2020 von +1,0 Prozent. Für das 

nominale Bruttoinlandsprodukt werden nunmehr Veränderungsraten von +2,8 Prozent für das Jahr 

2019, +2,9 Prozent für das Jahr 2020 sowie +3,1 Prozent für das Jahr 2021 angenommen. Aus kon-

junktureller Sicht kann hier von einer Normallage ausgegangen werden. Rückläufige Wachstumsra-

ten dürfen keinesfalls mit einer Rezession verwechselt werden. 

 

Die Städte und Gemeinden können in diesem Jahr ein Steueraufkommen in Höhe von 113,7 Mrd. 

Euro (+2,2 %) erwarten. Im kommenden Jahr wird mit 117,7 Mrd. Euro (+3,5 %) gerechnet. Für 

2021 (121,9 Mrd. €), 2022 (126,1 Mrd. €), 2023 (130,4 Mrd. €) und 2024 (134,7 Mrd. €) wird eben-

falls von steigenden gemeindlichen Steuereinnahmen ausgegangen. Allerdings fallen die Mehrein-

nahmen im Vergleich zur Frühjahrs-Schätzung für den Zeitraum bis zum Jahr 2023 um nochmals 3,1 

Mrd. Euro geringer aus (die Mai-Schätzung rechnete bereits mit geringeren Mehreinnahmen in Höhe 

von 23,4 Mrd. Euro im Vergleich zur letztjährigen Herbst-Schätzung). Von den 3,1 Mrd. Euro gehen 

gerundet 800 Mio. Euro auf Steuerrechtsänderungen und 2,5 Mrd. Euro auf gesamtwirtschaftliche 

Gründe und infolge unvorhergesehener Verhaltensänderungen der Wirtschaftssubjekte zurück.  

 

Das gesamte Gewerbesteueraufkommen wird in diesem Jahr voraussichtlich um 2,2 Prozent auf 54,6 

Mrd. Euro zurückgehen und im kommenden Jahr nur minimal um 0,1 Prozent ansteigen. Maßgeblich 

hierfür sind die konjunkturelle Entwicklung und Auswirkungen früherer Steuerrechtsänderungen. 

Dass die Entwicklung beim Netto-Gewerbesteueraufkommen in diesem Jahr konstant bleibt und im 

kommenden Jahr deutlich anzieht, ist auf das Auslaufen des erhöhten Landesvervielfältigers bei der 

Gewerbesteuerumlage zur Beteiligung der Gemeinden an den Kosten der Wiedervereinigung (Umla-

ge zur Finanzierung „Fonds Deutsche Einheit“ [Dezember 2018] und Solidarpakt-Umlage [Ende 

2019]) zurückzuführen. 2019 können die Gemeinden insgesamt mit 46,44 Mrd. Euro rechnen, 2020 

werden es dann 49,87 Mrd. Euro sein.  

 

Bei der Grundsteuer B geht der Arbeitskreis Steuerschätzungen für dieses Jahr von einer Steigerung 

um 1,3 Prozent auf rund 13,97 Mrd. Euro aus. Für die kommenden Jahre wird jeweils ein Aufwuchs 

von rund einem Prozentpunkt erwartet. Hingewiesen sei darauf, dass die Schätzung der Grundsteuer 

unter der Annahme erfolgte, dass der Gesetzgeber die vom Bundesverfassungsgericht gesetzte Frist 

zur legislativen Neuregelung bis Ende dieses Jahres einhalten wird. 

 

Insgesamt scheint sich zu verstetigen, dass die Zeiten deutlich steigende Steuereinnahmen endgültig 

vorbei sind. Eine Neuausrichtung der Investitions- und Sozialpolitik ist daher notwendig.  
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Ergänzend zu den Ausführungen in diesem Beitrag verweisen wir auch auf die schon mehrfach er-

wähnte Pressemitteilung des BMF Nr. 11 vom 30.10.2019 sowie auf die vom BMF in Tabellen um-

fassend dargestellten Ergebnisse der aktuellen Steuerschätzung, die auf unserer Homepage abrufbar 

sind unter:  

 

www.kommunales-sachsen-anhalt.de 

(SGSA, Mitgliederservice, Themengebiete, Finanzen,  

Steuern und Statistik, Steuerschätzung). 

 

Die regionalisierten Ergebnisse für Sachsen-Anhalt lagen bis zum Redaktionsschluss dieser 

KNSA-Ausgabe noch nicht vor. Eine Auswertung folgt in der kommenden KNSA-Ausgabe. 

 
(Quelle: DStGB Aktuell 4419-05) 
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